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zukunftsfest?
Abschluss der Pflegereform: Ist die Pflegeversicherung

Zum Jahresbeginn 2017 wurde mit der zweiten und dritten Stufe des Pflegestärkungsgesetzes 

nach langjähriger Diskussion die bisher umfassendste Reform der sozialen Pflegeversicherung 

umgesetzt. Ist die Pflegeversicherung damit zukunftsfest und den Herausforderungen des demo-

graphischen Wandels gewachsen? 

Bekämpfung des 
Fachkräftemangels in der 
Langzeitpflege

Fachkräftemangel – die offene 
Flanke der Pflegereform

Mit der zweiten und dritten Stufe des Pfle-
gestärkungsgesetzes hat der Gesetzge-
ber nach langjähriger Diskussion zum Jah-
resbeginn 2017 die bisher umfassendste 
Reform der sozialen Pflegeversicherung 
umgesetzt. Die Neufassung des Pflege-
bedürftigkeitsbegriffs ist ohne Zweifel als 
ein Meilenstein bei der Entwicklung der 
Pflegeversicherung seit deren Einführung 
im Jahr 1995 anzusehen. Die »erstaunlich 
großzügige Reform« (Rothgang und Kal-
witzki 2015) hat jedoch auch Schwach-
stellen. Insbesondere der bereits aktuell 
feststellbare und in Zukunft weiter steigen-
de Fachkräftemangel in der Pflege sowie 
die unzureichende Entlohnung von Pfle-
gekräften werden in der aktuellen Pflege-
reform nicht oder allenfalls am Rande the-
matisiert. Im vorliegenden Beitrag werden 
diese beiden Themenfelder genauer un-
tersucht – insbesondere im Hinblick auf 
den zukünftigen Finanzierungsbedarf. Die 
Ausführungen beschränken sich dabei 
wegen der besseren Datenbasis weitge-
hend auf die stationäre Langzeitversor-
gung in Pflegeheimen. 

Nachfrage nach Langzeitpflege 
übersteigt flächendeckend 
Angebot an Pflegepersonal

Im Gegensatz zur Akutpflege im Kranken-
haus ist es in der stationären Langzeitver-

sorgung gelungen, einen Personalabbau 
bei den Pflegekräften zu verhindern. Es 
ist sogar zu einem moderaten Personal-
aufwuchs gekommen. Gleichzeitig haben 
sich jedoch die Anforderungen an die sta-
tionäre Pflege in Pflegeheimen in der jün-
geren Vergangenheit massiv verschärft. 
Das gilt nicht nur für den rein quantitativen 
Anstieg der Pflegebedürftigen in Pflege-
heimen. Außerdem ist der Anteil der Pfle-
gebedürftigen mit eingeschränkter All-
tagskompetenz in Pflegeheimen gestie-
gen, die Verweildauern sind gesunken, 
zudem steigt die Bedeutung von Behand-
lungspflege genauso an wie Kurzzeitpfle-
ge nach einem Krankenhausaufenthalt 
(vgl. Greß und Stegmüller 2016). 

Die Zahl der Pflegebedürftigen mit statio-
närem Versorgungsbedarf wird in den 
nächsten Jahren und Jahrzehnten noch 
weiter deutlich zunehmen. Kurz- bis mit-
telfristig wird die Einführung des neuen 
Pflegebedürftigkeitsbegriffs die Anforde-
rungen insbesondere im Hinblick auf die 
Versorgung von Pflegebedürftigen mit 
kognitiven Einschränkungen deutlich er-
höhen. In der Vergangenheit konnte ein 
bescheidener Personalaufwuchs den ge-
stiegenen Pflegebedarf nur teilweise kom-
pensieren. Verschlechterte Betreuungs-
relationen und die moderat gesunkene 
Fachkraftquote weisen allerdings auf stei-
gende Belastungen für die Beschäftigten 
und Gefahren für die Pflegequalität in Pfle-
geheimen hin. Ausdruck dieser Belastun-
gen sind eine hohe Fluktuationsrate – die 
in Deutschland auch aufgrund einer aus-
geprägten hierarchischen Organisation 
der Pflege vergleichsweise hoch ist – so-
wie eine hohe Prävalenz psychischer Er-
krankungen von Beschäftigten in Pflege-
heimen (vgl. Greß und Stegmüller 2016). 

Zukünftig ist mit einer Verschärfung dieser 
Situation zu rechnen – bis zum Jahr 2030 
ist nach einer von der Bertelsmann Stif-
tung in Auftrag gegebenen Studie flä-
chendeckend und bundesweit mit Perso-
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nalengpässen in der Altenpflege zu rechnen. Regional steht 
demnach vor allem in den ostdeutschen Bundesländern ein 
sinkendes Angebot an Pflegekräften einer schnell steigen-
den Nachfrage nach professioneller Pflege gegenüber. Al-
lerdings übersteigt auch in Bayern und Schleswig-Holstein 
in vielen Regionen die hohe Nachfrage das Angebot an künf-
tigem Pflegepersonal (vgl. Hackmann et al. 2016, S. 31).

Personalausstattung in der stationären 
Langzeitpflege verbessern

Aus Sicht der Autoren stehen zwei zentrale Maßnahmen im 
Mittelpunkt von Strategien zur Bekämpfung des Fachkräf-
temangels (vgl. auch Jacobs et al. 2016). Erstens steigt die 
Attraktivität des Pflegeberufs in der Langzeitpflege durch die 
Verbesserung der Arbeitsbedingungen im Allgemeinen und 
die Verbesserung der Personalausstattung im Besonderen. 
Zweitens ist eine zwingende Voraussetzung für die Bekämp-
fung des Fachkräftemangels die Verbesserung der – insbe-
sondere im Vergleich zu Akutpflege – unattraktiven Vergü-
tung in der Langzeitpflege.

Konkrete Maßnahmen zur Verbesserung der Arbeitsbe
dingungen aus Sicht der Beschäftigten könnten etwa Maß-
nahmen zur Entlastung von älteren Beschäftigten, zur Erhö-
hung der Verlässlichkeit des Dienstplans und Pausenrege-
lungen sowie die Durchführung von Qualifizierungsmaßnah-
men sein. Auch aus Sicht der Beschäftigten scheitert die 
Implementierung dieser Strategien jedoch regelmäßig an der 
nicht hinreichenden Personalausstattung (vgl. Benedix und 
Medjedovic 2014). 

Die mangelnde Personalausstattung in der Altenpflege führt 
allerdings nicht nur zu einer hohen physischen und psychi-
schen Belastung der Beschäftigten und engt die Möglich-
keiten zur Umsetzung von entlastenden Strategien ein. Zu-
mindest Studien aus dem Ausland zeigen, dass eine ver-
besserte Personalausstattung die Qualität der Pflege erhöht 
– zum Beispiel durch Reduktion von Pflegefehlern und eine 
verbesserte Versorgung von schwer pflegebedürftigen Per-
sonen. Umgekehrt ist damit begründet zu befürchten, dass 
eine mangelnde Personalausstattung die Gefahr von Pfle-
gefehlern deutlich erhöht und die Pflegequalität gefährdet 
(vgl. Greß und Stegmüller 2016).

Derzeit sind die gesetzlichen Vorgaben in diesem Zusam-
menhang völlig ungenügend. Die sehr allgemein gehaltenen 
Vorgaben des Bundesgesetzgebers werden in den Ländern 
sehr unterschiedlich umgesetzt, so dass sich die Vorgaben 
für die Personalausstattung in Altenpflegeeinrichtungen je 
nach Bundesland stark unterscheiden. Bezogen auf eine 
Einrichtung mit 80 Pflegedürftigen und eine übliche Bele-
gungsstruktur schwanken die länderspezifischen Vorgaben 
für die Personalausstattung zwischen 27,1 Vollzeitäquiva-
lenten in Brandenburg und 34,5 Vollzeitäquivalenten in 

Sachsen. Anzumerken ist jedoch, dass die Vorgaben in 
Sachsen nicht annähernd erfüllt werden, so dass wohl Ba-
den-Württemberg mit 33,6 Vollzeitäquivalenten über die 
höchste finanzierbare Personalausstattung verfügen dürfte 
(vgl. Dèsenfant 2014). 

Es ist allerdings völlig unklar, auf welcher Basis die Perso-
nalrichtwerte in den einzelnen Bundesländern errechnet 
wurden. Da in keinem der Bundesländer ein Verfahren zur 
Ermittlung des Pflegebedarfs bzw. zur Bemessung der Pfle-
gezeiten implementiert wurde, handelt es sich bei den ver-
einbarten Richtwerten wahrscheinlich um das Ergebnis ei-
nes Verhandlungsprozesses unter Berücksichtigung politi-
scher und finanzieller Restriktionen mit allenfalls geringem 
Bezug zur Bedarfsgerechtigkeit der resultierenden Perso-
nalausstattung (vgl. Wingenfeld 2010).

Der Gesetzgeber hat diese Problematik insofern erkannt, 
als dass im zweiten Pflegestärkungsgesetz die Entwicklung 
und Erprobung eines wissenschaftlich fundierten Verfahrens 
zur einheitlichen Bemessung des Personalbedarfs in Pfle-
geeinrichtungen nach qualitativen und quantitativen Maß-
stäben bis zum 30. Juni 2020 vorgeschrieben wird. Dabei 
sind der neue Pflegebedürftigkeitsbegriff und die neuen Pfle-
gegrade ebenso zu berücksichtigen wie bereits vorliegende 
Untersuchungen und Erkenntnisse zu Anforderungs- und 
Qualifikationsprofilen in der Pflege. 

Grundsätzlich ist zu begrüßen, dass der Gesetzgeber erst-
mals die Entwicklung und Erprobung eines wissenschaftlich 
fundierten Verfahrens zur einheitlichen Bemessung des Per-
sonalbedarfs in Pflegeeinrichtungen normiert hat. Allein die 
Entwicklung eines wissenschaftlich validierten Verfahrens 
zur Personalbemessung wird jedoch weder die Personal-
ausstattung in den Einrichtungen verbessern noch die Pfle-
gequalität erhöhen. Dazu müssten erstens die zuständigen 
Behörden in den Bundesländern dazu verpflichtet werden, 
die Einhaltung des postulierten Personalbedarfs zu überprü-
fen und ggf. auch zu sanktionieren. Zweitens müssten ver-
schärfte Standards in der Personalbemessung hinreichend 
Berücksichtigung in den Pflegesatzverhandlungen zwischen 
Einrichtungen und Kostenträgern finden. Drittens ist die Ein-
heitlichkeit der Umsetzung in den Bundesländern eine wich-
tige Voraussetzung für die Festlegung von Mindeststandards 
zur Personalbemessung, um einen sachlich nicht zu recht-
fertigenden »Flickenteppich« von landesgesetzlichen Rege-
lungen zu verhindern (vgl. Greß und Stegmüller 2016).

Die finanziellen Effekte einer einheitlichen Personalbemes-
sung in Pflegeeinrichtungen lassen sich ohne das Vorliegen 
eines entsprechenden Instrumentariums derzeit nicht quan-
tifizieren. Vor dem Hintergrund der oben beschriebenen Aus-
wirkungen der mangelnden Personalausstattung auf Be-
schäftigte und Pflegebedürftige, der zusätzlichen An-
spruchsberechtigung etwa von Demenzkranken im Rahmen 
der Einführung des neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs und 
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der generellen Effekte des demographischen Wandels dürf-
te hier in den nächsten Jahren jedoch ein erheblicher Finan-
zierungsbedarf entstehen.

Vergütung in der Langzeitpflege anheben

Zu Konzepten zur Überwindung des Fachkräftemangels in 
der Langzeitpflege gehört zwingend neben der Verbesse-
rung der Arbeitsbedingungen – insbesondere durch Verbes-
serung der Personalausstattung – auch eine Vergütungs-
komponente. Im Vergleich zur Akutpflege werden sowohl 
Fach- als auch Hilfskräfte in der Langzeitpflege deutlich 
schlechter bezahlt (vgl. Tab. 1). 

Allein eine Angleichung der Vergütungen an die Kranken-
pflege – bei konstantem Qualifikationsniveau und kons
tanter Beschäftigtenzahl – hätte vergleichsweise dramati-
sche finanzielle Auswirkungen. Eine entsprechende Anglei-
chung würde einen dauerhaften zusätzlichen Finanzie-
rungsbedarf von rund 5,9 Mrd. Euro pro Jahr nach sich 
ziehen (vgl. Tab. 2). 

Dieser Betrag entspricht einem Beitragssatzeffekt von fast 
0,5 Beitragssatzpunkten und damit in etwa dem Finanzie-
rungsbedarf, der durch die Neufassung des Pflegebedürf-
tigkeitsbegriffs ausgelöst wurde. Hinzu kommt noch der 
derzeit nicht quantifizierbare Finanzierungsbedarf, der durch 
die notwendige Verbesserung der Personalausstattung aus-
gelöst wird.

Umwandlung des Pflegevorsorgefonds in einen 
Pflegepersonalfonds

Natürlich ist nicht damit zu rechnen, dass die Verbesserung 
der Personalausstattung und der Vergütung kurzfristig und 
in voller Höhe ausgabenwirksam werden würden. Die vor-
geschlagenen Maßnahmen würden sicherlich nur sukzessi-
ve umgesetzt werden können. Zur Finanzierung dieser Maß-
nahmen schlagen die Autoren daher vor, den mit dem Pfle-
gestärkungsgesetz I ab dem Jahr 2015 eingerichtete Pfle-
gevorsorgefonds in einen Pflegepersonalfonds umzuwid-
men. Bei dem Pflegevorsorgefonds handelt es sich um ein 
Sondervermögen, das mit 0,1 Beitragssatzpunkten (derzeit 
ca. 1,3 Mrd. Euro pro Jahr) der sozialen Pflegeversicherung 
gebildet wird. Mit den Mitteln des Fonds sollen künftige Bei-
tragssatzsteigerungen nach dem Jahr 2035 abgemildert 
werden. Der Pflegevorsorgefonds ist jedoch viel zu klein, um 
den nach 2035 zu erwartenden Beitragsanstieg spürbar re-
duzieren zu können – insbesondere in Zeiten eines anhal-
tenden Niedrigzinsniveaus (vgl. Jacobs und Rothgang 
2014). Zudem wäre es deutlich sinnvoller, die im Fonds ge-
sammelten Finanzmittel unmittelbar und kurzfristig in eine 
verbesserte Personalausstattung in den Pflegeeinrichtungen 
und in eine verbesserte Vergütung des Personals als in eine 
zweifelhafte Beitragssatzstabilisierung in den Jahren 2035 
bis 2055 zu investieren. Selbstverständlich müsste der Pfle-
gepersonalfonds dann zukünftig nicht nur von den Mitglie-
dern der sozialen Pflegeversicherung, sondern auch von 
den Versicherten der privaten Pflegepflichtversicherung ge-
speist werden. 
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Tab. 2 
Finanzierungsbedarf für eine Vergütungsanpassung Altenpflege  
an Krankenpflege  

 Vollzeit-
äquivalente 

Fachkraft-
quote 

Fachkräfte Helfer/innen 

Ambulante 
Pflege 213 000 60% 127 800 85 200 
Pflegeheime 491 000 52% 255 320 235 680 
Gesamt 383 120 320 880 
Finanzierungsbedarf pro Person pro Jahr 
in Euro 8 862 7 773 
Gesamter Finanzierungbedarf pro Jahr 
in Mrd. Euro 3,4 2,5 

Quelle: Greß und Jacobs (2016). 
 

Tab. 1 
Monatliche Medianbruttoentgelte von Vollzeitbeschäftigten  
in den Pflegeberufen in Deutschland (in Euro, 2013) 

 Westdeutschland Ostdeutschland 
Fachkraft Krankenpflege 3 139 2 738 
Fachkraft Langzeitpflege 2 568 1 945 
Differenz 571 793 
Helfer/in Krankenpflege 2 470 1 854 
Helfer/in Langzeitpflege 1 885 1 495 
Differenz 585 359 

Quelle: Bogai et al. (2015, S. 11).  
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Ist die Pflegeversicherung zukunftsfest? 
– Betrachtungen aus der Perspektive 
der Interessenvertretung für 
Pflegebedürftige und Versicherte 

Seit mehr als 15 Jahren ist die Verbraucherzentrale Rhein-
land-Pfalz in der Interessenvertretung und Rechtsberatung 
für Versicherte und Pflegebedürftige aktiv und stellt fest: Mit 
den Reformen des Sozialgesetzbuches XI (Pflegeversiche-
rung) hat der Gesetzgeber in den letzten Jahren umfassen-
de leistungsrechtliche Änderungen vorgenommen. Dank 
Pflegestärkungsgesetz I (PSG I) sind die Pflegeleistungen 
gestiegen und können besser miteinander kombiniert wer-
den. Das PSG II und der damit eingeführte erweiterte Pfle-
gebedürftigkeitsbegriff berücksichtigt seit 1. Januar 2017 
vor allen Dingen den Unterstützungs- und Hilfebedarf von 
Menschen mit kognitiven Einschränkungen wie beispiels-
weise Demenz angemessener. Das PSG III soll die Einfluss-
möglichkeit der Kommunen auf die Pflegesituation vor Ort 
stärken, die bislang überwiegend durch die Pflegekassen 
bestimmt wird. Insgesamt führt dieses Gesetzespaket zu 
umfangreichen Leistungsverbesserungen für Pflegebedürf-
tige und deren Angehörige, insbesondere in der ambulanten 
Pflege.

Gegenfinanzierung der Leistungsverbesserungen

Zur Finanzierung der Leistungsverbesserungen wurde der 
Beitragssatz zur Pflegeversicherung ab dem 1. Januar 2015 
um 0,3% und ab dem 1. Januar 2017 um 0,2% auf 2,55% 
(für Kinderlose 2,8%) der beitragspflichtigen Einnahmen des 
Mitglieds erhöht. 

Zum 1. Januar 2015 wurde auch der Pflegevorsorgefonds 
eingerichtet. Ziel ist, die Finanzierung der aufgrund der de-
mographischen Entwicklung im Zeitverlauf deutlich steigen-
den Leistungsausgaben gerechter auf die Generationen zu 
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verteilen und damit auch der möglichen Gefahr einer lang-
fristigen Beschränkung des Leistungsniveaus der Pflegever-
sicherung zu begegnen (vgl. Deutscher Bundestag 2014). 
Im Jahr 2015 wurden dem Pflegeversorgungsfonds 1,1 Mrd. 
Euro zugeführt (vgl. Bundesministerium für Gesundheit 
2017). Für das Jahr 2017 sind durch die Pflegereformen bei 
Pflegegeld, Pflegesachleistungen und vollstationärer Pflege 
sowie die Regelungen zum Bestandsschutz zusätzliche 
Ausgaben von etwa 7 Mrd. Euro zu erwarten. Diese führen 
2017 zu einem strukturellen Defizit von mehr als 3 Mrd. Eu-
ro (vgl. Rothgang et al. 2016, S. 11).

Durchblick für Pflegebedürftige schwierig

Die Verbraucherzentrale Rheinland-Pfalz stellt in ihrer lan-
desweiten Pflegerechtsberatung fest, dass mit den verschie-
denen Pflegereformen die Transparenz und Verständlichkeit 
bezüglich der möglichen Leistungen und auch Leistungs-
kombinationen für Pflegebedürftige und deren Angehörige 
komplizierter geworden ist. So ist es beispielsweise nicht 
verwunderlich, dass die niedrigschwelligen Betreuungs- und 
Entlastungsleistungen bislang nicht in dem erwarteten Um-
fang abgerufen werden (vgl. RP Online 2016), weil sie einem 
bürokratischen Kostenerstattungsverfahren und länderspe-
zifischen Anforderungen unterliegen und auch die Pflege-
kassen nach den vorliegenden Erfahrungen nicht immer 
ausreichend und verständlich ihrer Aufklärungs- und Infor-
mationspflicht nachkommen. Auch Schwinger et al. (2016) 
haben festgestellt, dass nicht alle Hauptpflegepersonen die 
Unterstützungsangebote kennen und somit nur eine Min-
derheit der Anspruchsberechtigten die durch die Pflegever-
sicherung zur Verfügung gestellten Angebote nutzt.

Dynamisierung

In den Jahren 1995 bis 2008 konnten mit Hilfe der Leistun-
gen aus der sozialen Pflegeversicherung immer weniger 
Pflege- und Betreuungsleistungen durch die Pflegebedürf-
tigen finanziert werden. Pflegebedürftige mussten immer 
mehr als Eigenanteil zuzahlen. Erst ab 2008 erfolgten An-
passungen, die allerdings nicht den Realwertverlust der 
Leistungen für Pflegebedürftige ausgleichen konnten. Ent-
sprechend der Dynamisierungsregel zur Pflegeversicherung 
überprüft die Bundesregierung erst seit 2014 alle drei Jah-
re, ob und in welcher Höhe die Pflegeversicherungsleistun-
gen angepasst werden müssen (§ 30 SGB XI) (vgl. Verbrau-
cherzentrale Bundesverband 2016a). Die mit den Pflege-
stärkungsgesetzen einhergehenden Leistungserhöhungen 
gleichen erstmalig in etwa den beschriebenen Kaufkraftver-
lust der Pflegebedürftigen für Leistungen der Pflegeversi-
cherung aus (vgl. Rothgang et al. 2016, S. 11). Der Ver-
braucherzentrale Bundesverband fordert für die Zukunft 
eine gesetzliche Regelung, die eine automatisierte Anglei-
chung der Leistungen an die tatsächliche Kostenentwick-

lung nach eindeutig festgelegten Kriterien (Bruttolohnent-
wicklung, Preisentwicklung) vorschreibt, um Pflegepolitik 
von der Kassenlage abzukoppeln (vgl. Verbraucherzentra-
le Bundesverband 2016b).

Künftige Entwicklung der Zahl der 
Pflegebedürftigen

Im Dezember 2015 waren in Deutschland knapp 2,9 Mio. 
Menschen pflegebedürftig im Sinne des zu diesem Zeit-
punkt geltenden Pflegeversicherungsgesetzes (vgl. Statis-
tisches Bundesamt 2017). Der Sachverständigenrat zur 
Begutachtung der Entwicklung im Gesundheitswesen 
(2009) fasst die Entwicklung der Zahl der Pflegebedürftigen 
bis zum Jahr 2030 auf eine Spanne zwischen etwa 3,09 
und 3,36 Millionen zusammen, bezogen auf die Vorausbe-
rechnungen zum Basisjahr 2005 bzw. 2007. Bei den Prog
nosen, die eine Morbiditätskompression berücksichtigen, 
sind je nach Quelle etwa 2,93 bis 2,95 Mio. Pflegebedürf-
tige zu erwarten. Für das Jahr 2050 wird die Zahl der Pfle-
gebedürftigen auf etwa 4 bis 4,35 Millionen vorausberech-
net. Gleichzeitig sinkt die Zahl der Beitragszahler aufgrund 
der Bevölkerungsentwicklung. 

Pflegeversicherung zukunftsfest machen

Um für diese Entwicklung gewappnet zu sein, müssen zwei 
sehr grundsätzliche Probleme in der Pflege gelöst werden. 
Ein gravierendes Problem ist die Sicherung der Fachkräfte 
in der Pflege (vgl. Rothgang, Müller und Unger 2012), was 
aber nicht Gegenstand dieses Artikels ist.

Das zweite grundlegende Problem ist die nachhaltige Finan-
zierung der Pflegeversicherung. Es stellt sich die Frage, ob 
das bisherige Umlageverfahren durch ein Kapitaldeckungs-
verfahren ersetzt und ob die bisherige Trennung in eine so-
ziale und eine private Pflegeversicherung beibehalten wer-
den soll.

In einer Repräsentativbefragung des wissenschaftlichen Ins
tituts der AOK (vgl. Zok 2011) lehnen es mehr als die Hälfte 
der Befragten ab, zur künftigen Finanzierung der Pflege eine 
obligatorische private Pflegezusatzversicherung abzuschlie-
ßen. Die Akzeptanz einer solchen Zusatzversicherung steigt 
dabei mit dem Einkommen und der Schulbildung der Versi-
cherten. Die ablehnende Haltung ist umso stärker ausge-
prägt, je niedriger das Einkommen ist.

Mit der Einführung des sogenannten »Pflege-Bahr« sollte die 
freiwillige private Vorsorge gefördert werden. Doch der »Pfle-
ge-Bahr« ist nur für wenige sinnvoll und ein Geschenk an die 
Versicherungswirtschaft. Es fehlen Ansätze einer regelmäßi-
gen Leistungsdynamisierung, um dem tendenziellen Kauf-
kraftverlust entgegenzuwirken (vgl. Verbraucherzentrale Bun-
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desverband 2012a). Zudem ist unter sozialen Aspekten zu 
beachten, dass auch faktisch private Vorsorgeangebote in 
der Regel von Personen wahrgenommen werden, die über 
höhere Einkommen verfügen. Viele Menschen hingegen wer-
den sich eine zusätzliche Risikoversicherung nicht leisten 
können (vgl. Verbraucherzentrale Bundesverband 2012b).

Die Mehrheit der Versicherten spricht sich zudem für eine 
einkommensabhängige Erhebung der Beiträge für die Pfle-
geversicherung aus. Kaum Zustimmung bei den Versicherten 
(lediglich 10,3% der Befragten) findet der Vorschlag, höhere 
Ausgaben in der Pflegeversicherung künftig – wie in der ge-
setzlichen Krankenversicherung – allein über höhere Beiträge 
der Mitglieder ohne Beteiligung der Arbeitgeber zu finanzieren. 

Nach derzeitiger Gesetzeslage gibt es in Deutschland in der 
Pflegepflichtversicherung zwei getrennte Systeme: ein ge-
setzliches und ein privates. Die Leistungen sind in der so
zialen und in der privaten Pflegepflichtversicherung iden-
tisch, die Finanzierung erfolgt hingegen strikt getrennt. Eine 
große Mehrheit der in der sozialen Pflegepflichtversicherung 
Versicherten (67,8%) spricht sich für eine Aufhebung der 
Trennung zwischen sozialer und privater Pflegeversicherung 
aus, während nur 12,6% der Befragten diesen Reformvor-
schlag ablehnen. 

Auch wenn diese Befragung vor der Einführung der Pflege-
stärkungsgesetze durchgeführt wurde, so standen die Ver-
sicherten individualisierenden Elementen bei der Finanzie-
rungsgestaltung deutlich ablehnend gegenüber. Sie spra-
chen sich vielmehr eindeutig für eine integrative, solidarisch 
finanzierte Pflegeversicherung aus (vgl. Zok 2011). 

Diese Forderung unterstützen die Verbraucherverbände 
vollumfänglich, indem die soziale Pflegeversicherung und 
die private Pflegepflichtversicherung (PPV) zusammenge-
führt werden sollten zu einer umlagefinanzierten Pflegever-
sicherung: mit gleichen Zugangsvoraussetzungen und Leis-
tungsstrukturen, mit einem einheitlichen paritätischen Pfle-
geversicherungsbeitrag für alle und einer ausgeweiteten 
Bemessungsgrundlage für Versicherungsbeiträge (vgl. Ver-
braucherzentrale Bundesverband 2016a).

Über den Tellerrand der Pflegeversicherung 
hinaus

Dass eine Reform der Finanzierung der Pflegeversicherung 
auch über die engen Grenzen des Sozialgesetzbuches XI 
hinausgehen muss, verdeutlichen die folgenden beiden Bei-
spiele: 

Behandlungspflege

Bei einer anstehenden Finanzreform der Pflegeversicherung 
sollte das Augenmerk auch auf die Behandlungspflege in 

stationären Einrichtungen gerichtet werden. Diese wird der-
zeit über die Pflegeversicherung finanziert, obwohl sie origi-
när zum Leistungskatalog der gesetzlichen Krankenversi-
cherung gehört. Je nach Quelle wird hier ein mögliches Um-
verteilungsvolumen von rund 1,8 Mrd. Euro (Basis = GKV 
Routinedaten) (vgl. Rothgang und Müller 2013) bis zu 3 bis 
4 Mrd. Euro genannt (vgl. Gesundheitsstadt Berlin 2014). 
Während bei Pflegebedürftigen, die ambulant versorgt wer-
den, die Kosten für die Behandlungspflege durch die ge-
setzliche Krankenversicherung übernommen werden, müs-
sen Pflegebedürftige im Heim diese zumindest teilweise mit-
finanzieren, da die Pflegesätze regelmäßig nicht über den 
Zuschuss der Pflegekasse vollständig abgedeckt sind (vgl. 
Sozialverband Deutschland 2017). Folgerichtig wären die 
Leistungen der medizinischen Behandlungspflege im sta
tionären Bereich in der gesetzlichen Krankenversicherung 
zu verorten, ohne dass gleichzeitig die Leistungen der Pfle-
geversicherung in der stationären Pflege gesenkt werden. 
Der damit verbundene mögliche Beitragsanstieg in der ge-
setzlichen Krankenversicherung sollte jedoch paritätisch und 
nicht über den Zusatzbeitrag finanziert werden. 

Hilfe zur Pflege

Mit dem PSG III wurde der neue Pflegebedürftigkeitsbegriff 
auch für den sozialhilferechtlichen Anspruch »Hilfe zur Pfle-
ge« des Sozialgesetzbuches XII eingeführt. Dabei lehnt sich 
der Begriff der Pflegebedürftigkeit an den des Sozialgesetz-
buches XI an. Die meisten Leistungen der Hilfe zur Pflege 
erhalten jedoch nur Personen, die den Pflegegraden 2 bis 5 
zugeordnet sind. Personen im Pflegegrad 1 können als Leis-
tungen der Hilfe zur Pflege lediglich Pflegehilfsmittel, Zu-
schüsse zu Maßnahmen zur Verbesserung des Wohnum-
feldes sowie den Entlastungsbetrag erhalten. Personen, die 
nach der neuen Begutachtungssystematik nicht die erfor-
derliche Mindestpunktezahl von 12,5 Gesamtpunkten für 
den Pflegegrad 1 erreichen, erhalten nun anders als bisher 
keinerlei Leistungen über die Hilfe zur Pflege. Das gilt sowohl 
für die ambulante als auch stationäre Pflege.

Besonders hart trifft die Gesetzesänderung Personen, die auf 
eine Versorgung im Pflegeheim angewiesen sind. Hier erhal-
ten Betroffene nur dann Leistungen des Sozialhilfeträgers, 
wenn sie mindestens dem Pflegegrad 2 zugeordnet sind. 
Personen mit dem Pflegegrad 1 erhalten lediglich einen Zu-
schuss in Höhe von 125 Euro, die sie für die Heimkosten 
einsetzen können, so dass sozialhilfebedürftige Personen mit 
dem Pflegegrad 1 eine vollstationäre Pflege nicht mehr finan-
zieren können. Sozialhilfebedürftige Personen, die bereits in 
einer Pflegeeinrichtung leben und auch nicht durch eine neue 
Begutachtung nach der neuen Begutachtungssystematik 
mindestens den Pflegegrad 2 erreichen, müssen wahrschein-
lich aus dem Heim ausziehen. Vielerorts weisen die Sozialhil-
feträger bereits auf die neue Gesetzeslage hin und bitten die 
Heimbewohner, sich eine andere Unterkunft zu suchen, wo-
zu die Betroffenen in aller Regel nicht in der Lage sind.
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»Weiter so« wird nicht funktionieren

Seit ihrer Einführung im Jahr 1995 wurde die Soziale Pfle-
geversicherung (SPV) dafür kritisiert, sich einseitig um Men-
schen mit körperlicher Behinderung zu kümmern und Men-
schen mit kognitiven Einschränkungen, insbesondere Men-
schen mit Demenz, zu benachteiligen. Mit den Pflegestär-
kungsgesetzen wurde diese Benachteiligung nach und nach 
durch die Ausweitung der Leistungsberechtigung behoben 
und mit der Einführung des neuen Pflegebedürftigkeitsbe-
griffs zu Jahresbeginn vollständig aufgehoben. Schätzungen 
rechnen allein dadurch mittelfristig mit etwa 500 000 zusätz-
lichen Leistungsempfängern (vgl. BMG 2015). Dieser Schritt 
war wichtig und richtig, denn nicht nur körperliche Ein-
schränkungen führen zu Pflegebedürftigkeit. 

Neben dieser Neufassung des Pflegebedürftigkeitsbegriffs, 
die sicherlich die umfassendste Neuerung darstellt, wurden 
aber auch andere Leistungen ausgeweitet: Unter anderem 
wurden die Leistungsbeträge für alle Pflegearten erhöht, 
der Leistungskatalog um zusätzliche Unterstützungs- und 
Betreuungsleistungen ergänzt und Angebote für pflegende 
Angehörige ausgeweitet. Insbesondere bei täglicher Pflege 
und bei Pflege von Demenzkranken ist die Belastung pfle-
gender Angehöriger tendenziell sehr hoch (vgl. Bauer und 
Sousa-Poza 2015). Daher sind auch diese zusätzlichen Ent-
lastungsangebote zu begrüßen. 

Vor Einführung der Pflegeversicherung war Pflege haupt-
sächlich eine Aufgabe der Familie. Aufgrund des demogra-
phischen Wandels steigt jedoch die Zahl älterer und pflege-
bedürftiger Menschen kontinuierlich. Gleichzeitig nimmt die 
Zahl der Jüngeren, die familiäre Pflege leisten könnten, ab. 
Immer häufiger wohnen Kinder von Pflegebedürftigen auch 
weit entfernt oder haben selbst berufliche oder familiäre Ver-
pflichtungen und können oder wollen daher nicht pflegen. 
Nicht zuletzt deshalb wird die Pflegeversicherung, auch 
wenn sie nur als Teilversicherung konzipiert ist, als wichtige 

Dörte Heger*

 *	 Dr. Dörte Heger ist wissenschaftliche Mitarbeiterin im Kompetenzbereich 
»Gesundheit« am RWI – Leibniz-Institut für Wirtschaftsforschung Essen.
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soziale Unterstützung wahrgenommen, an deren Finanzie-
rung sich die Allgemeinheit beteiligen sollte. Gleichzeitig fal-
len in der Altenpflege im Vergleich zu anderen Berufen und 
insbesondere auch zu Krankenpflegern die Löhne im Durch-
schnitt tendenziell niedrig aus (vgl. Bispinck et al. 2013). 
Daher wurde die mit den Leistungsverbesserungen einher-
gehende stufenweise Erhöhung der Beitragssätze ohne gro-
ße Diskussion akzeptiert.

Die Ausweitung von Leistungen auf Kosten höherer Beiträ-
ge funktioniert also – noch. Die Frage ist nur: wie lange 
noch? Denn die Kosten für Pflege steigen rasant. Mit dem 
Rückgang der Zahl jüngerer Menschen sinkt gleichzeitig die 
Zahl der Beitragszahler, welche die ausgeweiteten Pflege-
leistungen finanzieren müssen. Pro Kopf steigt die Belastung 
junger Menschen daher sehr stark. Um ihre Leistungsbe-
reitschaft nicht zu schwächen, müssen wir versuchen, das 
Ausgabenwachstum zu bremsen. Das ist in einer Dienstleis-
tung wie der Pflege besonders schwer, weil man bisher z.B. 
keine Roboter einsetzen kann oder will. Dennoch lässt sich 
die Pflege nur zukunftsfest gestalten, wenn wir als Gesell-
schaft auch in der Pflege offen für Innovationen sind.

Im Folgenden beleuchte ich die Zukunftsfestigkeit der Pfle-
geversicherung aus Sicht ihrer finanziellen Situation und be-
trachte als wesentliche Herausforderungen den Fachkräfte-
mangel und den Investitionsbedarf. Abschließend diskutie-
re ich, wie mehr Innovationen und Prävention helfen können, 
die Situation zu verbessern. 

Die finanzielle Lage der SPV

Derzeit erzielt die SPV Überschüsse und das könnte – wenn 
die Umstellung auf Pflegegrade nicht deutlich teurer ausfällt 
als erwartet – noch ein paar Jahre weitergehen. Dafür haben 
die regelmäßigen Beitragserhöhungen der letzten Jahre ge-
sorgt. Allerdings werden die Kosten zukünftig deutlich stei-
gen. Zum einen wurde der Empfängerkreis mit dem neuen 
Pflegebedürftigkeitsbegriff ausgeweitet. Zum anderen steht 
die starke Alterungswelle erst noch bevor. In einem Szena-
rio mit gleichbleibender Pflegewahrscheinlichkeit und Pfle-
gedauer (also ohne Berücksichtigung der zusätzlichen Pfle-
gebedürftigen) wurde errechnet, dass die Einnahmen bis 
2022 noch die Ausgaben übersteigen, dieser Trend sich 
dann aber umkehrt und 2028 auch die Kapitalreserven auf-
gebraucht wären (vgl. Augurzky et al. 2016). Die Kosten für 
die Umstellung auf die Pflegegrade und auch die tatsächlich 
anfallenden Kosten nach der Umstellung konnten für die 
Berechnung aber nur sehr grob geschätzt werden. Die Be-
rechnung würde zwar den von Bundesgesundheitsminister 
Gröhe gegenüber der Süddeutschen Zeitung genannten 
Plan, bis 2022 die Beiträge konstant zu halten, zulassen (vgl. 
Süddeutsche Zeitung 2017). Dennoch ist eine solche »Bei-
tragsgarantie« riskant, denn es hakt bei der Nachhaltigkeit. 
Die Einnahmen der SPV können schnell sinken, wenn die 

Erwerbstätigkeit sinkt (weil viele Ältere in Rente gehen). Eine 
Zeit lang wäre also ein konstanter Beitrag möglich, früher 
oder später sind aber die Reserven aufgebraucht, was zu-
künftig zu deutlichen Leistungskürzungen führen muss, bzw. 
zu deutlich steigenden Beiträgen, die dann von einer gerin-
geren Anzahl an Erwerbstätigen geleistet werden muss. Da-
her ist eine offene Diskussion darüber notwendig, für welche 
Leistungen die Versicherung aufkommt und inwieweit das 
Pflegerisiko privat abgesichert werden kann. So gibt es be-
reits Vorschläge, wie die Einführung einer Karenzzeit, wäh-
rend der die Pflegebedürftigen selbst für ihre Pflege aufkom-
men. Im Gegenzug können Personen mit einer langen Pfle-
gebedürftigkeit besser vor übermäßigen Kosten geschützt 
werden (vgl. Häcker et al. 2010).

Fachkräftemangel in der Pflege

Neben der Finanzierung ist für eine gute Pflege auch aus-
reichendes und gut ausgebildetes Personal notwendig, 
denn Pflege ist personalintensiv. Im Januar 2017 kamen auf 
jede arbeitslose Person in der Altenpflege 4,4 gemeldete 
offene Stellen – bei allen Berufen lag diese Zahl bei knapp 
0,4 (Statistik der Bundesagentur für Arbeit 2017).1 Der Be-
darf an Pflegekräften und insbesondere Fachkräften wird 
durch die Pflegereform weiter wachsen. Ausreichendes Per-
sonal zu finden wird somit schwieriger werden. Um existie-
rendes Personal zu halten und neue Kräfte zu gewinnen, 
muss es daher gelingen, die Verweildauer im Pflegeberuf zu 
verlängern, die Vollzeitquote auszuweiten und neue Auszu-
bildende zu gewinnen. Dazu muss die Attraktivität des Be-
rufs gesteigert werden, z.B. durch den Ausbau von Karrie-
remöglichkeiten, eine gute Führungskultur oder eine besse-
re Vereinbarung von Familie und Beruf. Auf mehr familiäre 
Pflege sollte man als Lösung des Personalmangels nur be-
grenzt setzten.

Zwar nahm der Anteil der Pflegebedürftigen, die von Ange-
hörigen oder gemeinsam mit ambulanten Diensten gepflegt 
werden, in den letzten Jahren leicht zu. Dazu beigetragen 
haben sicher auch bessere Unterstützungsangebote für 
pflegende Angehörige. Doch auch durch die familiäre Pflege 
entstehen Kosten: in Form von reduziertem Arbeitseinkom-
men oder schlechterer Gesundheit der Pflegepersonen (vgl. 
Skira 2015; Heger 2016). Daher ist ein ausreichendes pro-
fessionelles Pflegeangebot durch ambulante Dienste oder 
stationäre Einrichtungen nach wie vor notwendig. Wenn-
gleich die meisten Menschen zu Hause alt werden wollen, 
ist das je nach Pflegebedarf allein durch Angehörige nicht 
zu leisten. Diesen Schluss lassen auch die geschätzten 
150 000 bis 300 000 Pflegekräfte in Schwarzarbeit zu. Eine 
stärkere Angleichung von Pflegegeld und Leistungen für am-
bulante und stationäre Pflege würde Pflegebedürftigen hier 

 1	 Die Werte beziehen sich auf die Kategorien »Berufe in der Altenpflege 
ohne Spezialisierung« und »alle Berufe«.
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mehr Wahlfreiheit ermöglichen. Denn die Ausgestaltung der 
Pflegeversicherung setzt wichtige Anreize für die Wahl der 
Pflegeart, wie ein Vergleich mit anderen europäischen Län-
dern zeigt (vgl. Heger und Korfhage 2016). Die Höhe des 
Leistungsanspruchs sollte daher von der Pflegebedürftigkeit 
und nicht von der Art der empfangenen Pflegeleistung ab-
hängig sein.

Keine Angst vor privatem Kapital

Damit aber ein ausreichend großes Angebot an Pflegeleis-
tungen zur Verfügung steht, sind auch mehr Investitionen 
notwendig. Bis zum Jahr 2030 werden bei gleichbleibenden 
Pflegequoten und Verweildauern rund 3,5 Mio. Menschen 
pflegebedürftig sein – 0,6 Mio. mehr als im Jahr 2015 (vgl. 
Augurzky et al. 2016; Statistisches Bundesamt 2017). Um 
den zusätzlichen Bedarf an Pflegebetten zu gewährleisten, 
fallen allein im stationären Bereich bis 2030 Neu- und Re
investitionen in Höhe von knapp 60 Mrd. Euro an (vgl.  
Augurzky et al. 2016). Öffentliches Kapital wird dabei allei-
ne nicht ausreichen. Auch privates Kapital wird nötig sein, 
um das Angebot für diese wachsende Nachfrage zu schaf-
fen. Privates Kapital wird aber nur bereitgestellt, wenn es 
risikogerecht verzinst wird. Sonst weichen Investoren auf 
andere Anlagemöglichkeiten aus. Die Politik tut gut daran, 
wenn sie dieses Potenzial weiterhin nutzt und nicht durch 
zu viele regulatorische Vorgaben, insbesondere auf der Län-
derebene, abschreckt. Die Qualität muss dabei nicht leiden, 
wenn das System so gestaltet ist, dass man nur bei guter 
Pflege Profit machen kann – wie in anderen Branchen auch. 
Wer schlechte Qualität liefert, sollte einen Einbruch bei der 
Auslastung verzeichnen, was sofort zulasten der Profite 
geht. Umgekehrt sollten Heime mit guter Qualität voll aus-
gelastet und damit auch profitabel sein. Durch die größere 
Nachfrage können sogar mehr spezialisierte Angebote für 
unterschiedliche Pflegesituationen am Markt entstehen. 
Das Angebot kann sich somit besser an den Wünschen 
und Bedürfnissen der pflegebedürftigen Menschen orien-
tieren.

Fazit

Die größte Herausforderung für die Pflegeversicherung stellt 
weiterhin der demographische Wandel dar – besonders ab 
ca. 2024, wenn allmählich die ersten geburtenstarken Jahr-
gänge in Deutschland in das Rentenalter kommen und da-
mit nicht nur die Zahl der Pflegebedürftigen weiter steigt, 
sondern auch die Zahl der Beitragszahler zurückgeht. 

Wie kann bei wachsendem Bedarf und schwindenden Res-
sourcen eine ausreichende pflegerische Versorgung erfol-
gen? Dies wird nur möglich sein, wenn es gelingt (1) den 
Bedarf an Pflegeleistungen zu reduzieren und (2) die vor-
handenen Ressourcen besser zu nutzen. Entscheidend wird 

deshalb sein, wie sich das Risiko, pflegebedürftig zu werden, 
für künftige Jahrgänge verändert. So gibt es erste Anzei-
chen, die zeigen, dass z.B. die Neuerkrankungsrate bei De-
menz dank eines gesünderen Lebenswandels und höherer 
Bildung leicht rückläufig ist (vgl. Wu et al. 2016). Allgemein 
zeigt sich jedoch kein Rückgang der Krankheitsraten, son-
dern vielmehr leicht zunehmende Krankheitsraten je Al-
tersklasse über die Zeit (vgl. Heger und Kolodziej 2016). Die 
Vermeidung von Pflegebedürftigkeit wird daher künftig eine 
noch wichtigere Rolle spielen, um einen Kollaps in der Al-
tenpflege zu verhindern. Prävention und die konsequente 
Umsetzung des Prinzips »Rehabilitation vor Pflege« sind hier 
wichtige Stichworte. Zusätzlich muss aber auch in der Pfle-
ge die Produktivität gesteigert werden. Dazu können neue 
Innovationen im Bereich eHealth und mHealth sowie ein 
verstärkter Technikeinsatz beitragen. Technische Hilfsmittel 
zur Unterstützung der Mobilität können von pflegebedürfti-
gen oder von Pflegebedürftigkeit bedrohten Menschen ge-
nutzt werden, um ihnen möglichst lange ein selbständiges 
Leben zu ermöglichen. Überwachungssysteme wie Fallsen-
soren oder Notrufsysteme können sowohl zu Hause als auch 
in Pflegeeinrichtungen für mehr Sicherheit bei den Bewoh-
nern sorgen, und schließlich kann Technik auch Pflegerinnen 
und Pfleger bei kräftefordernden Arbeiten unterstützen. 
Auch die Flüssigkeitsaufnahme oder die regelmäßige Ein-
nahme von Medikamenten kann durch intelligente Software 
erleichtert oder überprüft werden. Dabei ersetzt die Technik 
nicht die Pflegekraft, aber die Pflegekraft wird entlastet und 
hat damit mehr Zeit für die Pflege am Menschen. Hier bedarf 
es mehr Mut, sich auf Neuerungen einzulassen und neue 
Entwicklungen zu fördern. 
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Leistungsverbesserungen bei
fortbestehenden Strukturdefiziten

Ein Sozialversicherungssystem gilt gemeinhin dann als zu-
kunftsfest, wenn es auf längere Zeit finanzierbar ist. Dies 
bedeutet zumeist, dass der Sozialversicherungsbeitrag nicht 
oder zumindest nicht erheblich zu einem Anstieg der Lohn-
kosten beiträgt. Hier soll ein weiteres Verständnis zugrunde 
gelegt werden. Demnach bedeutet »zukunftsfest«, dass die 
Pflegeversicherung finanzierbar bleibt, ihr Leistungsrecht 
den Betroffenen einen umfassenden Schutz im Bedarfsfall 
gewährt und die Versorgung auch bei stark wachsendem 
Bedarf gewährleistet ist. Keine einfache Aufgabe.

Finanzierung

Seit der Schaffung der Pflegeversicherung sehen die Regie-
rungsparteien auf deren Finanzierung mit Unbehagen, wenn 
nicht mit Sorge. Hintergrund ist die fest verankerte Über-
zeugung, dass Globalisierung und Standortkonkurrenz da-
zu zwingen würden, die Lohnkosten und damit auch die 
Sozialabgaben zu begrenzen, um die Wettbewerbsfähigkeit 
von Unternehmen und Standort nicht zu gefährden. Dieses 
Motiv erzeugt gleichsam ein – je nach konjunktureller Lage 
etwas lauteres oder leiseres – Grundrauschen in der So
zialpolitik, das auch bei der Gestaltung der Pflegeversiche-
rung allgegenwärtig ist.

Bekanntlich wird der Beitragssatz zur sozialen Pflegeversi-
cherung wegen der sich öffnenden Schere der Zahl der Leis-
tungsempfänger und der sozialversicherungspflichtig Be-
schäftigten in den kommenden Jahrzehnten steigen, ver-
mutlich sehr deutlich. Schätzungen gehen von bis zu 
4,5 Mio. Leistungsempfängern in den 2050er Jahren aus. 
Verstärkt wird diese Entwicklung noch durch eine aufgrund 
des sozialen Wandels vermutlich wachsende Bedeutung 
professionell erbrachter Pflegeleistungen. Zwar sind auch 
entlastende Effekte zu erwarten, z.B. ein Rückgang der al-
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tersgruppenspezifischen Pflegequote, also eine Verschie-
bung des Eintritts von Pflegebedürftigkeit in ein höheres Le-
bensalter, auch könnten durch verbesserte Prävention und 
Rehabilitation Pflegebedürftigkeit vermieden oder ihr Eintritt 
verzögert werden, jedoch werden solche Effekte den skiz-
zierten Trend nicht spürbar dämpfen, geschweige denn auf-
halten können.

Ceteris paribus ist also von einem deutlichen Anstieg des 
Beitragssatzes zur sozialen Pflegeversicherung auszugehen. 
Allerdings können die bei diesem Befund mitschwingenden 
Befürchtungen nicht überzeugen. Die Leistungsbilanz der 
letzten Jahre zeigt, dass die deutsche Volkswirtschaft au-
ßerordentlich wettbewerbsfähig ist – obwohl von interes
sierter Seite schon seit Jahrzehnten vermeintlich überbor-
dende Sozialversicherungsbeiträge beklagt werden. 
Deutschland sieht sich mittlerweile der Kritik von Handels
partnern und internationalen Organisationen ausgesetzt, 
u.a. mit Lohn-Dumping zu weltwirtschaftlichen Ungleichge-
wichten beigetragen zu haben, die dringend der Korrektur 
bedürfen. Auch kräftige Anhebungen des Beitragssatzes zur 
sozialen Pflegeversicherung scheinen vor diesem Hinter-
grund durchaus verkraftbar. Selbst wenn man dieser Mei-
nung nicht folgt, wäre in Rechnung zu stellen, dass ein An-
stieg des Beitrags zur Pflegeversicherung nur einen geringen 
Einfluss auf die Lohnkosten hat. Zudem haben Investitionen 
in den personalintensiven Pflegesektor höhere Beschäfti-
gungseffekte als in zahlreichen anderen Branchen. 

Die Reformen der Großen Koalition haben die Leistungen 
der Pflegeversicherung erheblich ausgeweitet. Der eben-
falls denkbare Weg, den Beitragssatz durch eine spürbare 
Leistungsbegrenzung zu stabilisieren, wurde nicht be-
schritten. Stattdessen setzt sie offenkundig auf eine Kom-
bination mehrerer Instrumente: Ein Pflegevorsorgefonds 
soll ab 2035, wenn die Zahl der Leistungsempfänger stark 
gestiegen sein dürfte, den Beitragssatzanstieg dämpfen; 
darüber hinaus soll die Schaffung besserer Rahmenbedin-
gungen die ambulante Pflege durch Angehörige stärken 
und so den Trend zur teureren professionellen Pflege ein-
dämmen. Ob diese Strategie erfolgreich sein wird, ist mehr 
als zweifelhaft, denn erstens wird der Pflegevorsorge- 
fonds nicht in der Lage sein, den Beitragsanstieg spürbar 
zu dämpfen, und darüber hinaus ab Mitte der 2050er Jah-
re, wenn das Verhältnis der Zahlen von Leistungsempfän-
gern und Beitragszahlern weiterhin ungünstig bleibt, auf-
gebraucht sein. Zweitens dürften die Anreize zur informel-
len Pflege den Bedeutungszuwachs der stationären Pflege 
und der professionellen Pflege insgesamt nicht aufhalten 
können.

Bemühungen, den Beitragssatzanstieg zu dämpfen, müss-
ten vor allem an der Einnahmeseite ansetzen, denn die so-
ziale Pflegeversicherung leidet unter einer strukturellen Ein-
nahmeschwäche. Hier wäre die Einführung einer Bürger-
pflegeversicherung, die ein einheitliches Pflegeversiche-

rungssystem für alle Bürgerinnen und Bürger schafft, ein 
wirksames Instrument. Die soziale Pflegeversicherung agiert 
derzeit unter deutlich schlechteren Rahmenbedingungen als 
die private: Die Einkommen der Versicherten sind im Durch-
schnitt deutlich niedriger, der Anteil der Pflegebedürftigen 
ist in fast allen Altersgruppen höher, und die Ausgaben je 
Versicherten sind sogar fast viermal so hoch. Die Erweite-
rung des Versichertenkreises auf die gesamte Bevölkerung, 
verbunden mit einer Erweiterung der Beitragsbemessungs-
grundlagen, würde den Anstieg des Beitragssatzes dämp-
fen. Auf diesem wichtigen Feld der Zukunftssicherung für 
die Pflegeversicherung ist die Bundesregierung in dieser Le-
gislaturperiode untätig geblieben. 

Leistungsberechtigte und Leistungsansprüche 

Die im Zuge der drei Pflegestärkungsgesetze verabschie-
deten Maßnahmen sind die umfangreichsten Leistungsver-
besserungen seit der Einrichtung der Pflegeversicherung 
im Jahr 1995. Im Mittelpunkt stehen die Neudefinition des 
Pflegebedürftigkeitsbegriffs und die Reform des Begutach-
tungs-Assessments. Beides entspricht im Grundsatz einem 
breiten Konsens in Politik, Wissenschaft und Praxis. Die 
Reform war längst überfällig, und die Voraussetzungen für 
ihre Implementierung lagen schon seit Jahren vor. Damit 
haben sich der Kreis der Leistungsempfänger und der Leis-
tungsumfang deutlich erweitert. Vor allem Demenzkranke 
werden von diesen Reformen profitieren. Dieser Personen-
kreis ist nun vollständig in das Leistungsrecht der sozialen 
Pflegeversicherung integriert, nachdem vorangegangene 
Reformen nur kleine Schritte zur vorläufigen und punktuel-
len Berücksichtigung ihrer Belange gegangen waren. An-
gesichts der künftig zu erwartenden epidemiologischen Be-
deutung von Demenzerkrankungen ist dies ein bedeutender 
Schritt zu einer angemessenen Versorgung bei Pflegebe-
dürftigkeit. Darüber hinaus hat der Gesetzgeber die Leis-
tungen für die Leistungsempfänger angehoben. Sie gehen 
überwiegend auf bereits mit dem Pflege-Weiterentwick-
lungsgesetz 2008 beschlossene Vorgaben zur Dynamisie-
rung der Leistungen zurück. Schließlich wurden auch Maß-
nahmen zur besseren Personalausstattung in der Pflege 
getroffen. Insgesamt führen die diversen Leistungsverbes-
serungen zu erheblichen Mehrausgaben, zu deren Finan-
zierung der Beitragssatz zur sozialen Pflegeversicherung 
um 0,4 Prozentpunkte angehoben wurde. Hinzu kommen 
0,1 Prozentpunkte für die Finanzierung eines Pflegevorsor-
gefonds.

Von einem umfassenden Schutz bei Pflegebedürftigkeit 
kann aber nach wie vor nicht die Rede sein. Die Pflegever-
sicherung bleibt eine nicht kostendeckende Grundsiche-
rung und unterscheidet sich darin grundlegend von der ge-
setzlichen Krankenversicherung. Im Jahr 2014 wurden im-
merhin knapp 37% der Ausgaben für Pflege durch Private 
getragen. Die soziale Pflegeversicherung trug nur etwas 
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mehr als die Hälfte aller Pflegeausgaben. Die Kaufkraft der 
Pflegegeld- und Pflegesachleistung wurde erstmals 2008 
angehoben. Für den Kaufkraftverlust der Vorjahre (1995–
2008) gab es bisher keinen Ausgleich, so dass die Leistun-
gen bei Gründung der Pflegeversicherung de facto höher 
waren als heute. Auch in Zukunft werden private Zuzahlun-
gen beträchtlich sein bzw. dürfte ein erheblicher Teil der 
Pflegebedürftigen auf Hilfe zur Pflege angewiesen bleiben. 
Seit Jahren bewegt sich der Anteil der stationär Pflegebe-
dürftigen, die auf Hilfe zur Pflege angewiesen sind, bei rund 
einem Drittel. Zieht man Prognosen zur Entwicklung der 
Altersarmut heran, so ist kaum damit zu rechnen, dass sich 
die Abhängigkeit von der Sozialhilfe spürbar reduzieren 
wird.

Versorgung 

Leistungsanspruch und Versorgungswirklichkeit sind nicht 
unbedingt gleichzusetzen. Die Gewährleistung einer an
gemessenen Versorgung ist vielmehr durchaus fraglich und 
zählt zu den größten Zukunftsherausforderungen in der 
Pflegepolitik. Die informelle Pflege durch Angehörige, Nach-
barn, ehrenamtlich Tätige usw. spielt in Deutschland eine 
traditionell große Rolle. Zwar ist sie erstaunlich stabil, wer-
den doch rund 70% der ambulant Pflegebedürftigen durch 
diesen Personenkreis allein oder in Zusammenarbeit mit 
professionellen Diensten versorgt. Vielgestaltiger sozialer 
Wandelung wie der Bedeutungsverlust der Familie, In
dividualisierung, die Lockerung der Inter-Generationen-Be-
ziehungen, wachsende Flexibilitätsanforderungen in der 
Arbeit, erhöhte räumliche Mobilität etc. lassen es aber zwei-
felhaft erscheinen, ob Familien und soziale Netze weiterhin 
ihre bisher tragende Rolle wahrnehmen können. Die För-
derung der ambulanten Pflege durch Angehörige ist Be-
standteil einer Kostendämpfungsstrategie, da die Ver
sorgung in der eigenen Häuslichkeit weniger kostet als die 
Pflege im Heim und das Pflegegeld niedriger ist als die 
Pflegesachleistung. Zudem entspricht die Pflege durch An-
gehörige im eigenen Zuhause den Wünschen der großen 
Mehrheit der Pflegebedürftigen und ihrer Angehörigen.  
Zugleich setzt der Mangel an qualifizierten Pflegekräften 
(»Pflegenotstand«) einer Ausweitung professioneller Pflege 
Grenzen. 

Die Große Koalition hat sich – wie auch schon die Vorgän-
gerregierungen – an einem Policy Mix orientiert, der die Be-
dingungen sowohl für informelle als auch für professionelle 
Pflege zu verbessern versucht. Der Instrumentenkasten zur 
Förderung der informellen Pflege beinhaltet u.a. Zuschüsse 
zur Anpassung des häuslichen Wohnumfeldes, die Flexibi-
lisierung der Versorgungsformen und Leistungsangebote, 
die Schaffung neuer niedrigschwelliger Versorgungsange-
bote sowie finanzielle Anreize für die Pflegepersonen. Die 
vorläufige Bilanz dieser Maßnahmen ist durchwachsen. Auf 
der einen Seite ist ein Anstieg von Tages- und Nachtpflege 

sowie von Kombinationsleistungen zu verzeichnen. Beides 
deutet darauf, dass Angehörige versuchen, die Pflege mit 
privaten und beruflichen Belangen zu vereinbaren. Allerdings 
wurden andere Leistungsangebote bzw. Anreize bisher 
kaum wahrgenommen. Insgesamt haben diese Bemühun-
gen nicht verhindern können, dass seit der Einrichtung der 
Pflegeversicherung die vollstationäre Versorgung von Pfle-
gebedürftigen erheblich zugenommen hat und die Inan-
spruchnahme von Pflegegeld stark rückläufig ist. Offenkun-
dig sind die Anreize für Angehörige zur Übernahme der Pfle-
ge nicht stark genug, um den Trend zur Professionalisierung 
und zur Heimpflege zum Stillstand zu bringen oder gar um-
zukehren.

Im Hinblick auf die professionelle Pflege gehen alle Progno-
sen von einem sich verschärfenden Mangel an qualifizierten 
Pflegekräften aus. Auch hier hat die Große Koalition eine 
Reihe von Maßnahmen ergriffen, die den Pflegeberuf stärken 
sollen. Dazu gehören Vorgaben für eine bessere Personal-
ausstattung, die Anhebung des Mindestlohns sowie die 
Stärkung von Tariflöhnen in der Altenpflege. Das Pflegebe-
rufsgesetz, wenn es denn noch in Kraft tritt, soll bestehen-
de Hürden beim Zugang zur Pflegeausbildung abbauen. 
Aber auch auf diesem Handlungsfeld ist fraglich, ob sich der 
gewünschte Erfolg einstellen wird. Ob ein Pflegeberufsge-
setz gerade die Altenpflege stärkt, ist heftig umstritten und 
wird abzuwarten sein. Zwar sind die Ausbildungszahlen in 
der Altenpflege gestiegen, aber nach wie vor sind dort 
schlechte Arbeitsbedingungen und geringe Gehälter weit 
verbreitet. Dies grundsätzlich zu ändern, wäre aber erfor-
derlich, um die Attraktivität des Pflegeberufs dauerhaft zu 
erhöhen und den Berufsausstieg aus der Pflege zu reduzie-
ren. Derartige Maßnahmen scheitern an den restriktiven fi-
nanziellen Rahmenbedingungen der sozialen Pflegeversi-
cherung. Ihre Realisierung würde erhebliche Mehrkosten 
erzeugen, für deren Aufbringung der politische Wille fehlt. 
Dem Weg, das Problem über die Rekrutierung qualifizierter 
und billiger Arbeitskräfte aus dem europäischen und außer-
europäischen Ausland zu lösen, sind aus ethischer Pers-
pektive enge Grenzen gesetzt, weil die Abwanderung von 
Pflegekräften aus den zumeist ärmeren Herkunftsländern in 
den dortigen Gesundheitssystemen Mangelsituationen zu 
erzeugen oder zu verschärfen droht. 

Zudem zeigt sich, dass sich sowohl der Bedarf als auch 
der Mangel an Pflegekräften regional und lokal höchst un-
terschiedlich entwickeln (werden). Dies verweist auf die Not-
wendigkeit, die Rechte und Handlungschancen der Länder 
und Kommunen bei der Ausgestaltung der Pflegeversiche-
rung und bei der Gewährleistung einer angemessenen 
Pflegeinfrastruktur gezielt zu stärken. Das Pflegestärkungs-
gesetz III sieht dafür zwar einige Maßnahmen vor, die aber 
von einer umfassenden Stärkung noch recht weit entfernt 
sind. Allerdings sind auf diesem Gebiet neben dem Bund 
auch die Länder, die Kommunen und die Pflegekassen ge-
fordert.
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Fazit

Die Große Koalition hat die bisher umfassendsten Reformen 
der sozialen Pflegeversicherung durchgeführt. Mit der Ein-
führung eines neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs und des 
dazu gehörenden Begutachtungs-Assessments wurden 
längst überfällige Maßnahmen zur Erweiterung des Leis-
tungsempfängerkreises und der Ermittlung ihres Versor-
gungsbedarfes ergriffen. Insofern hat sie einen wichtigen 
Schritt zur Anpassung des Leistungsrechts an aktuelle und 
künftige Bedarfe vollzogen. Allerdings bleibt die soziale Pfle-
geversicherung eine nicht kostendeckende Grundsicherung 
mit fortgesetzter Abhängigkeit eines erheblichen Teils der 
Leistungsempfänger von der Sozialhilfe.  Im Hinblick auf die 
Finanzierung sind Spielräume zur Anhebung des Beitrags-
satzes vorhanden. Allerdings hat die Große Koalition – sieht 
man einmal von der zweimaligen Anhebung des Beitrags-
satzes ab – auf Schritte zu einer strukturellen Stärkung der 
Einnahmeseite verzichtet. Hier wäre vor allem die Einführung 
einer Bürgerversicherung ein substanzieller Schritt, der hel-
fen würde, künftige Beitragssatzanhebungen zu dämpfen. 
Der neu eingerichtete Pflegevorsorgefonds ist hierfür hinge-
gen kein geeignetes Instrument. Im Hinblick auf die Gewähr-
leistung der Versorgung ist ein sowohl auf informelle als auch 
auf professionelle Pflege setzender Policy Mix sinnvoll, aber 
es mangelt den bisherigen Maßnahmen vor allem an Reich-
weite und Durchschlagskraft. Eine Bewältigung des Mangels 
an Pflegekräften ist nicht in Sicht. Von einer zukunftsfesten 
Pflegeversicherung kann also keine Rede sein.




